
 
 

 

Vorbemerkung 
 

Anlässlich der Bundestagswahlen 2009 hat der Vorstand des Deutschen Frauenrates im Juni 2009 seine Erwartungen und Forderungen 
an eine geschlechtergerechte Politik veröffentlicht. Diese Wahlprüfsteine wurden an die Vorstände der im Bundestag vertretenen 
Parteien geschickt. Von dem meisten Parteien sind inzwischen Antworten bzw. Stellungnahmen dazu eingetroffen. 

In einem zweiten Schritt wurden die Wahlprogramme der Parteien entlang des Forderungskatalogs des Deutschen Frauenrates geprüft. 
Dabei hat sich erwartungsgemäß bestätigt, dass Geschlechtergerechtigkeit je nach Partei sehr unterschiedlich ernst genommen wird.  

Die Auswertung folgt deren Reihenfolge. Vorangestellt ist eine Prüfung der verwandten Sprache und, ob es eigene Kapitel zu 
Frauenpolitik gibt 

Diese Synopse der Wahlprogramme bietet die Möglichkeit, sich einen raschen Überblick zu verschaffen, in welcher Weise ausgewählte 
frauen- und geschlechterpolitische Themen von den Parteien berücksichtigt wurden. Wenn dies dazu einlädt, sich mit dem einen oder 
anderen Programm ausführlicher zu befassen, ist dies ein durchaus erwünschter Nebeneffekt. 
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Titel Der Grüne Neue Ge-
sellschaftvertrag 

Wir haben die 
Kraft. Gemein-
sam für unser 
Land 

Die Mitte stärken Konsequent  
sozial. Für Demo-
kratie und Frieden 

Sozial und 
Demokratisch. 
Anpacken: Für 
Deutschland 

 

Geschlechter- 
gerechte Sprache 

Weitgehend 
konsequent 

Nur an manchen 
Stellen, keine 
Systematik er-
kennbar 

Überwiegend 
nicht; Verweis, 
auf neutrale 
(männliche) For-
mulierungen nach 
der Präambel 

 

Konsequent an-
gewandt. 

Nicht konse-
quent ange-
wandt 

 

Frauen-/ 
Gleichstellungspolitik
Einordnung 

Eigenes Kapitel (11) Kein eigenes 
Kapitel – aber 
Unterkapitel in 
Kapitel II – 
„Chancen eröff-
nen – Chan-
cengesellschaft 
verwirklichen.“ 
Genderspezifi-
sche Fragestel-
lungen an man-
chen Stellen 
aufgegriffen. 

Unterkapitel in 
Kapitel 3 – „Mehr 
Bürgerfreiheit 
durch mehr Ver-
trauen, Zusam-
menarbeit und 
Toleranz“. 

Kein eigenes Kapi-
tel, aber Unterkapi-
tel 3.6 in Kapitel 3 
„Für eine gerechte 
zukunftsoffene 
Gesellschaft.“ An-
sonsten 
genderspezifische 
Fragestellungen in 
vielen Kapiteln 
aufgegriffen. 

Kein eigenes 
Kapitel, aber 
Unterkapitel 
in Kapitel 8 
„Die soziale 
Gesellschaft 
im Wandel“. 
Ansonsten 
genderspezi-
fische Frage-
stellung in 
vielen Kapi-
teln aufgegrif-
fen. 
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Gleichstellungspolitik 

1. GM / GB 

Konsequente Anwen-
dung ausdrücklich 
benannt in Kapitel 11. 

Begriffe nicht 
erwähnt; auch 
nicht explizit 
beschrieben. 

Nicht benannt 
und nicht um-
schrieben. 

Begriffe nicht ge-
nannt, aber um-
schrieben in Kapi-
tel 3.6. 

Nicht wörtlich 
erwähnt, aber 
beschrieben 
in Kapitel 8 
unter Gleich-
stellung. 

WP / 
Gleichstellungs-
politik; 
1. u. 2. Spiegel-
punkt 

Gleichstellungspolitik 

2. Koordinierte 
Arbeitsstruktur 
zur Umsetzung 
GM / GB 

 

Nicht vorgesehen Nicht 
vorgesehen 

Nicht vorgesehen Nicht vorgesehen Nicht 
vorgesehen 

WP / 
Gleichstellungs-
politik; 
3. Spiegelpunkt 

Gleichstellungspolitik 

3. Gleichstel-
lungsbericht 

Nicht vorgesehen Nicht 
vorgesehen 

Nicht vorgesehen Nicht vorgesehen Nicht 
vorgesehen 

WP / 
Gleichstellungs-
politik; 
4. Spiegelpunkt 

Gleichstellungspolitik 

4. Kontrollinstanz 
bezüglich Um-
setzung GM / 
GB etc. 

 

 

 

Nicht vorgesehen Nicht 
vorgesehen 

Nicht vorgesehen Nicht vorgesehen Nicht  
vorgesehen 

WP / 
Gleichstellungs-
politik; 
5. Spiegelpunkt 
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Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

1. Gesetz zur 
Durchsetzung 
des Entgelt-
gleichheitsge-
bots 

Nein, aber auf Unter-
stützung klagender 
Frauen abzielende 
Verankerung eines 
Verbandsklagerecht 
im AGG und Forde-
rung nach Überarbei-
tung der Eingruppie-
rungskriterien im ÖD. 

Nein, aber Auf-
forderung an 
die Wirtschaft, 
das Prinzip 
Entgeltgleich-
heit pragma-
tisch umzuset-
zen und Emp-
fehlung freiwilli-
ger Lohntests 
wie Logib 
(Schweiz). 

 

 

Nein, aber 
Hinweis auf 
Lösungsmöglich-
keiten wie Teilzeit 
auch in Füh-
rungspositionen 
und Mentoring-
programme 

Nicht ein eigenes 
Gesetz, sondern 
im Rahmen eines 
Gleichstellungsge-
setzes für die Pri-
vatwirtschaft.  

Nicht explizit, 
aber Ziel ver-
bindlicher 
Regelungen 
und Zielvor-
gaben für 
gleiche Auf-
stiegschan-
cen für Frau-
en. 

WP / 
Arbeitsmarkt- 
und Beschäfti-
gungspolitik;  
1. Spiegelpunkt 

Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

2. Gesetzlicher 
Mindestlohn 

Ja – 7,50€, dabei wird 
eigens betont, dass 
ein gesetzlicher Min-
destlohn ein wichtiger 
Beitrag zur 
Geschlechtergerech-
tigkeit 

 

Nein; Lohnfin-
dung soll nicht 
verstaatlicht 
werden. Wohl 
aber Kombilöh-
ne zur Gewähr-
leistung des 
Mindestein-
kommens für 
alle. 

 

 

Wird abgelehnt, 
weil Arbeitsplatz 
verdrängend. Bei 
zu geringen Löh-
nen - Unterstüt-
zung durch Bür-
gergeld. 

Ja  - in nächster 
Wahlperiode auf 
10€ erhöhen und 
danach anwach-
send im Maße der 
Steigerung der 
Lebenshaltungs-
kosten. 

Ja – 7,50€ WP /  
Arbeitsmarkt- 
und Beschäfti-
gungspolitik; 
2. Spiegelpunkt 
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Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

3. Gleichstel-
lungsgesetz für 
die Privatwirt-
schaft 

Ja – betont wird, dass 
die Ausgestaltung der 
Maßnahmen nach 
Branchen und Be-
triebsgrößen flexibel 
handhabbar sein soll. 

Nein – stattdes-
sen Fortschrei-
bung der freiwil-
ligen Vereinba-
rung und Drän-
gen auf deren 
Einhaltung und 
Umsetzung. 

Keine Erwäh-
nung, aber ange-
sichts der an vie-
len Stellen deut-
lich formulierten 
Ablehnung ge-
setzlicher Rege-
lungen vermut-
lich: nein. 

Ja – Unternehmen 
sollen verpflichtet 
werden, so lange 
Maßnahmen zu 
ergreifen, bis mind. 
50%-Quote für 
Frauen auf allen 
Qualifizierungs-
ebenen bis hin zu 
Vorständen und 
Aufsichtsräten er-
reicht ist. 

Nein; Gleich-
stelllung in 
der Privatwirt-
schaft nicht 
explizit er-
wähnt, wohl 
aber Hinweise 
wie „Rechte 
der Betriebs-
räte bei der 
Frauenförde-
rung stärken“. 

 

 

WP / 
Arbeitsmarkt- 
und Beschäfti-
gungspolitik;  
3. Spiegelpunkt 

Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

4. Bindung der 
Vergabe öffent-
licher Aufträge 
an das Kriteri-
um „Frauen för-
dernde Maß-
nahmen“ 

Ja, aber nicht unbe-
dingt: 
„Öffentliche Aufträge 
sollen bevorzugt an 
Unternehmen verge-
ben werden, die 
Gleichstellung ernst 
nehmen.“ 

Keine Aussage Keine Aussage; 
vermutlich explizit 
dagegen, denn 
es heißt im Kapi-
tel „Mittelstand 
stärken“: 
„Vergabefremde 
Kriterien gehören 
abgeschafft.“ 

Ja: 
„Vergabe öffentli-
cher Aufträge von 
der Einhaltung 
sozialer und ökolo-
gischer Kriterien 
abhängig machen: 
(…) Gleichstellung 
von Frauen und 
Männern (…)“. 

Ja: „Bei der 
Vergabe öf-
fentlicher Auf-
träge (sollen) 
nur Betriebe 
zum Zuge 
kommen, die 
Frauen und 
Männern in 
der Entloh-
nung gleich 
behandeln“. 

WP / 
Arbeitsmarkt- 
und Beschäfti-
gungspolitik; 
4. Spiegelpunkt 
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Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

5. Bindung staatli-
cher Unterneh-
menssubventi-
onen an Frauen 
fördernde Maß-
nahmen 

 

 

Keine Aussage, trotz 
eines eigenen Unter-
kapitels „Klare Krite-
rien für die Rettung 
von Unternehmen“ in 
Kapitel 1. „Anders 
Wirtschaften:“  

 

 

 

 

 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Keine 
Aussage 

WP /  
Arbeitsmarkt- 
und Beschäfti-
gungspolitik; 
5. Spiegelpunkt 

Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

6. Quotenregelung 
für Aufsichtsrä-
te / 40% in spä-
testens fünf 
Jahren 

Ja  - 50% Frauen / 
ohne Zeitangabe 

Nein, aber Auf-
forderung an 
die Unterneh-
men in D, „eine 
höhere Reprä-
sentanz von 
Frauen im Auf-
sichtsrat und 
auch im Vor-
stand zu ge-
währleisten.“ 

 

Keine Aussage Ja – im Rahmen 
des Gleichstel-
lungsgesetzes für 
die Privatwirtschaft 
(siehe Arbeits-
markt- und Be-
schäftigungspolitik 
3.).  

Ja - mindes-
ten 40% 
Frauen in den 
Aufsichtsgre-
mien von Un-
ternehmen – 
ohne Zeitan-
gabe. 

WP /  
Arbeitsmarkt- 
und Beschäfti-
gungspolitik;  
6. Spiegelpunkt 
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Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

7. Ausbau eines 
flächendecken-
den, qualitativ 
hochwertigen 
Angebots von 
Kindertagesein-
richtungen (inkl. 
Erzieher/innen-
ausbildung) 

Ja; Rechtsanspruch 
ab eins; Ausbildung 
von Erzieher/innen 
Hochschulniveau; 
Pflicht zur Weiterbil-
dung. U.a. Gender-
kompetenz als 
Pflichtbestandteil der 
Ausbildung. 

 

 

 

 

 

Bedarfsgerech-
tes Angebot für 
Kinder unter 
drei bis 2013; 
dann Rechts-
anspruch ab 
eins. Alternativ 
Betreuungs-
geld. Kinder-
garten langfris-
tig beitragsfrei, 
bei solider und 
nachhaltiger 
Finanzierung. 
Förderung der 
Qualität der 
Aus-, Fort- und 
Weiterbildung 
der Erzie-
her/innen 

Keine präzise 
Aussage zur Wei-
te des Angebots; 
Forderung nach 
Bildungs- und 
Betreuungsgut-
scheinen; zahlrei-
che Tests für Kin-
der; Ausbau der 
Kindertagesstät-
ten zu Familien-
zentren. Fortbil-
dungsoffensive 
für Erzieher/in-
nen; Ziel: Hoch-
schulausbildung. 

Ja; Rechtsan-
spruch auf ganztä-
gige, kostenlose 
Betreuung in Kitas; 
hohe Qualität der 
Einrichtungen / 
des Personals; 
Ausbau vorantrei-
ben, um Rechts-
anspruch ab eins 
auch für Kinder mit 
Behinderungen zu 
sicher; Ausbildung 
Erzieher/innen: 
Hochschule. 

Ja – im Kapi-
tel Bildung: 
Betreuung ab 
eins / Rechts-
anspruch ab 
2013; bessere 
Qualität und 
Gebührenfrei-
heit; bessere 
Aus- und Wei-
terbildung für 
Erzie-
her/innen. 

WP / 
Arbeitsmarkt- 
und Beschäfti-
gungspolitik; 
7. Spiegelpunkt, 
ergänzt um Aus-
bildung Erzie-
her/innen 

Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

8. Korrektur der so 
genannten 
Hartz-Gesetze 
hinsichtlich aller 
damit verbun-

Ja; umfängliche Kor-
rekturen weil Balance 
„Fördern – Fordern“ 
nie zustande kam; 
Entschärfung der Zu-
mutbarkeitsregeln; 
Erhöhung des erlaub-

Nicht explizit; 
wohl: wesentli-
che Erhöhung 
des Freibetra-
ges beim 
Schonvermö-
gen; Förderung 

Keine Aussage 
direkt dazu, wohl: 
Übertragung der 
Aufgaben der örtl. 
Arbeitsagenturen 
und ARGen auf 
die Kommune; 

Ja – Hartz IV ab-
schaffen; stattdes-
sen eine bedarfs-
deckende und 
sanktionsfreie 
Mindestsicherung; 
und u.a. sofortige 

Nicht explizit; 
wohl; Aufsto-
ckung der 
Arbeitsvermitt-
ler/innen, Ver-
besserung 
des „Instru-

WP / 
Arbeitsmarkt- 
und Beschäfti-
gungspolitik; 
8. Spiegelpunkt 
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denen Nachtei-
le für Frauen 

 

ten Zuverdienstes 
Abschaffung der An-
rechnung des Part-
nereinkommens; 
Grundabsicherung 
durch „Grüne Grund-
sicherung“. 

 

 

 

 

 

 

 

 

marktgerechter 
Arbeitsplätze; 
Notwendigkeit 
der weiteren 
Verbesserung 
der BA; Erhö-
hung der Er-
werbsbeteili-
gung von Frau-
en und Älteren 
– Ermutigung 
zu Bildungs- 
und Weiterbil-
dungsanstren-
gungen. 

Auflösung der 
BA; Zuständigkeit 
der kommunalen 
Jobcenter für 
Betreuung Lang-
zeitarbeitsloser 
inkl. sozialrechtli-
cher Sanktionen. 

Anhebung der Re-
gelsätze; Zumut-
barkeitskriterien 
ändern, Umwand-
lung von 1-Euro-
Jobs in sv-
pflichtige Arbeits-
verhältnisse; Be-
darfsgemeinschaf-
ten abschaffen. 

menten-
kastens“; be-
darfsgerechte 
Regelsätze 
des ALG II / 
regelmäßige 
Überprüfung 
und ggf. be-
darfsgerechte 
Erhöhung; 
keine Anrech-
nung des der 
privaten Al-
tersvorsorge 
dienenden 
Vermögens 
auf ALG II. 

Armutsbekämpfung 

1. Soziale Siche-
rungssysteme 
armutsfest ma-
chen 

Arbeit statt Arbeitslo-
sigkeit: 400.000 Stel-
len im Sozialen Ar-
beitsmarkt / Kombina-
tion aus ALG II und 
Anteil für aktive Maß-
nahmen für unbefriste-
te sv-pflichtige Be-
schäftigungsverhält-

Für Menschen 
mit „lebenslan-
ger“ Vollzeitbe-
schäftigung 
steuerfinanzier-
te, bedarfsab-
hängige Rente 
oberhalb des 
Existenzmini-

Kindergeld anhe-
ben auf 200€ 
wenn der Kinder-
freibetrag nicht 
genutzt werden 
kann. Einführung 
eines bedarfsori-
entierten „Bür-
gergeldes“ (mög-

bedarfsorientierten 
Kinderzuschlag 
und Kindergeld 
sofort auf 200€ 
erhöhen; beide zu 
einer bedarfsorien-
tierten Kinder-
grundsicherung 
ausbauen; finan-

Verlängerung 
der Rente 
nach Mindest-
einkommen 
bei langjährig 
Versicherten 
für Beitrags-
zeiten bis En-
de 2010 / ggf. 

WP /  
Armuts-
bekämpfung; 
1. Spiegelpunkt  
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nisse. Stärkung von 
Transferleistungen 
und Investition in den 
„befähigenden Sozial-
staat“. Finanzielle 
Förderung und Rege-
lungen für angemes-
senen Wohnraum.  

mums; bessere 
Berücksichti-
gung von Kin-
dererziehung in 
der Rente; 
Mindestein-
kommen durch 
Kombilohn; 
Neuordnung 
der Hinzuver-
dienstregelung 
bei der Grund-
sicherung für 
Arbeitssuchen-
de; Anhebung 
des Kindergel-
des für das 
dritte und jedes 
weitere Kind. 

lichst vollständige 
Zusammenfas-
sung steuerfinan-
zierter Sozialleis-
tungen) zur Si-
cherung der Le-
bensgrundlage 
für Bürger ohne 
ausreichendes 
Einkommen; 
großzügigere 
Gestaltung der 
Freibeträge für 
Alleinstehende: 
662€/Monat. Kür-
zung bei Ableh-
nung einer zu-
mutbaren Arbeit. 

zielle Situation von 
AE erleichtern, 
z.B. beim Unter-
haltsvorschuss; 
gesetzlich RV zu 
einer solidarischen 
Erwerbstätigen-
versicherung aus-
bauen; Bekämp-
fung des in Ost-
deutschland be-
sonders ausge-
prägten Niedrig-
lohnsektors;  

Höherbewer-
tung von Zei-
ten der Lang-
zeitarbeitslo-
sigkeit. Einbe-
ziehung der 
Soloselbst-
ständigen. 
Armutsfeste 
Renten nur 
gegeben, 
wenn exis-
tenzsichern-
de Löhne & 
möglichst un-
gebrochene 
Erwerbsbio-
grafien, des-
halb flächen-
deckende 
Mindestlöhne. 

Fortsetzung  
Armutsbekämpfung  

1. Soziale Siche-
rungssysteme 
armutsfest ma-
chen 

Armutsfeste Existenz-
sicherung durch Grü-
ne Grundsicherung. 
Solidarisch finanzierte 
Garantierente, steuer-
finanziert; Berücksich-
tigung verschiedener 

 Erhöhung des 
Schonvermögens 
bei priv. Alters-
vorsorge; Öffnung 
der geförderten 
privaten Alters-
vorsorge für Kin-

Anhebung des 
Schonvermögens 
auf 700€ pro Le-
bensjahr 

Zeiten von Er-
werbslosigkeit, 

Anspruch auf 
geförderte sv-
pflichtige Be-
schäftigung 
für deutlich 
leistungs- 

WP /  
Armuts-
bekämpung; 
1. Spiegelpunkt 
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Biografien durch steu-
erfinanzierte Aufsto-
ckung unzureichender 
Ansprüche auf ein den 
Grundbedarf decken-
des Mindestniveau; 
später Angleichung an 
den Satz der ALG-II-
Beziehenden;  

 

dererziehungszei-
ten;  Erhöhung 
der Einkom-
mensgrenze bei 
Minijobs auf 600€ 
-volle SV-
Beiträge erst bei 
einem Einkom-
men ab 1000€. 

Kinderbetreuung, 
auch vor 1992, 
Pflege und niedri-
gen Löhnen auf-
werten; eigenstän-
dige Alterssiche-
rung von Frauen 
unterstützen; Ren-
teneintrittsalter 
senken; keine 
Rente unter 800€; 
Rentenungerech-
tigkeit zwischen 
Ost und West be-
seitigen. 

geminderte 
Langzeitar-
beitslose. 
Grundlegende 
Neuordnung 
des unteren 
Einkommens-
bereichs; Ab-
stimmung von 
Steuern und 
Sozialabga-
ben mit staat-
lichen Trans-
ferleistungen 
zur Stärkung 
existenzsi-
chernder sv-
pflichtiger 
Vollzeitarbeit. 

Fortsetzung  
Armutsbekämpfung  

1. Soziale Siche-
rungssysteme 
armutsfest ma-
chen 

Anhebung der Ren-
teneinzahlungen für 
Langzeitarbeitslose 
auf das frühere Ni-
veau, 

Aufbau eigener Ren-
tenansprüche für 
Männer und Frauen; 

   Weiterent-
wicklung Kin-
derzuschlag in 
Verbindung 
mit Wohngeld 
zur Förderung 
erwerbstätiger 
Eltern; Ein-
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Einführung des Ren-
tensplittings; schritt-
weise Reduzierung 
der Hinterbliebenen-
rente. 

dämmung 
unsicherer 
Beschäfti-
gung; bei Mi-
nijobs Be-
grenzung auf 
15 Stunden. 

Armutsbekämpfung 

2. Verbesserung 
der finanziellen 
Lage der vom 
SGB II betroffe-
nen Menschen 

Erhöhung der Regel-
sätze für Erwachsene 
auf 420€ 

Eigenständige und 
bedingungslose Kin-
dergrundsicherung, 
die das soziokulturelle 
Existenzminimum um-
fasst und zu versteu-
ern ist.  

Keine Aussage Keine Aussage – 
s. o. Infos zur 
Bürgergeld 

Anhebung der Re-
gelsätze auf 500€ - 
s.o.;  

Kindergeld an-
rechnungsfrei 

 

Regelmäßige 
Überprüfung 
der Regelsät-
ze ALG II und 
ggf. bedarfs-
gerechte Er-
höhung (s.o.) 
Zielgenaue 
Bedarfsermitt-
lung zur Ver-
besserung 
einer eigen-
ständigen, 
bedarfsge-
rechten Kin-
derregelsätze. 

 

 

 

WP /  
Armuts 
bekämpfung;  
2. Spiegelpunkt  
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Armutsbekämpfung 

3. Stärkung der 
Selbsthilferes-
sourcen / 
Sicherung von 
Hilfs- und Bera-
tungsstellen 
und Förderung 
der Netzwerk-
arbeit (inkl. 
Bürgerschaftli-
ches Engage-
ment) 

 

 

Bürgerschaftliches 
Engagement: integra-
ler Bestandteil der 
Gesellschaft, kein 
Ersatz für staatliches 
Engagement. B.E.= 
Chance für die die 
Einzelnen: soziale und 
kulturelle Teilhabe /für 
Gesellschaft: Enga-
gement und Kreativität 
für ihre Entwicklung; 
Förderung der Enga-
gierten und Anreize 
für noch nicht Enga-
gierte; Sicherung der 
Infrastruktur. 

Unterstützung 
des großen 
bürgerschaftli-
chen Engage-
ments und des 
furchtbaren 
Wettbewerbs 
der Ideen und 
Initiativen; 
mehr Anerken-
nung des Eh-
renamtes. 

Vorhandene Po-
tentiale für eh-
renamtliches En-
gagement besser 
erschließen; Um-
widmung von 
Mitteln für den 
Zivildienst (nach 
der geforderten 
Aussetzung des 
Wehdienstes) 
u.a. zum Ausbau 
des bürgerschaft-
lichen Engage-
ments; Förderung 
neuer innovativer 
Ansätze des bür-
gerschaftlichen 
Engagements, 
u.a. durch unter-
stützende Infra-
struktur wie Frei-
willigenagenturen 
und Seniorenbü-
ros. 

Stärkung der Rolle 
von Verbände, 
Vereinen u.a. in 
der Regionalpla-
nung; Modellregio-
nen des sozial-
ökologischen Um-
baus gestalten; 
Frauenselbstorga-
nisationen unter-
stützen. 

Förderung 
bürgerschaftli-
chen Enga-
gements, aber 
nicht als Lü-
ckenbüßer für 
fehlende 
staatliche 
Ressourcen; 
Festigung 
sozialer Netz-
werke vor Ort 
für Ältere, Alte 
und Men-
schen mit Be-
hinderungen; 
Nutzung der 
Möglichkeiten 
der aktiven 
Arbeitsmarkt-
politik für ge-
sellschaftlich 
sinnvolle Auf-
gaben in Ge-
meinden. 

 

 

WP / 
Armuts-
bekämpfung;  
3. Spiegelpunkt ; 
mit berücksich-
tigt werden weit-
gehend die Aus-
führungen zum 
bürgerschaftli-
chen Engage-
ment insgesamt. 
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Armutsbekämpfung 

4. Einflussnahme 
Bundesregie-
rung auf regel-
mäßige Sozial-
berichterstat-
tung von Län-
dern und Kom-
munen 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussa-
ge 

WP / 
Armuts-
bekämpfung;  
4. Spiegelpunkt 

Armutsbekämpfung 

5. Vorlage eines 
Maßnahmenka-
talogs zur Ar-
mutsbekämp-
fung 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Keine 
Aussage 

WP / 
Armuts-
bekämpfung;  
5. Spiegelpunkt; 

Forschungs- und 
Technologiepolitik 

1. Eigenes Kapitel 

Nein; Thema wird ins-
besondere im Kontext 
neue Energiepolitik, 
grüne Industriepolitik 
aufgegriffen. In Kapitel 
4 wird zudem ausge-
führt, dass zu wenige 
akademisch gut aus-
gebildete Frauen als 
Wissenschaftlerinnen 
arbeiten, mit negati-

Eigenes Unter-
kapitel in 1.2 – 
In Deutsch-
lands Zukunft 
investieren: 
„Forschung, 
Innovation und 
Entwicklung 
fördern“ – das 
aber genderfrei 
ist. So findet de 

Kein eigenes For-
schungskapitel, 
aber längere Aus-
führungen in Ka-
pitel 4 „Mehr 
Chancen durch 
Bildung, For-
schung und Inno-
vation“ ; im Ab-
schnitt „Politik für 
Frauen“ keine 

Ja; Kapitel 3.3 
„Wissenschaft, 
Forschung und 
Produktivität für 
eine Produktions- 
und Lebensweise 
von morgen“. Ge-
nerell wird gefor-
dert, dass Er-
kenntnisse und 
Technologien dem 

Nein; Aspekte 
aufgegriffen in 
den Kapiteln 4 
– Bildung im 
Unterkapitel 
Wissen-
schaftspolitik 
sowie im Kapi-
tel 2 – „D als 
Pionier für 
nachhaltige 
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ven Folgen für Quali-
tät und Wettbewerbs-
fähigkeit. Deshalb sei 
die Förderung von 
Forschung und Institu-
tionen an  

„Pakt für For-
schung und 
Innovation“ 
Erwähnung, 
der MINT-Pakt 
hingegen nicht. 
Entsprechende 
Aussagen feh-
len auch im 
Unterkapitel 
„Gleichberech-
tigung von 
Frauen und 
Männern“ in 
Kapitel II – 
Chancen eröff-
nen – Chan-
cengesellschaft 
verwirklichen“. 
Aber in  Kapitel 
II.3 – Gerechte 
Chancen in der 
Bildungspolitik 
steht, dass im 
Rahmen des 
föderalen Bil-
dungssystems  

 

Erwähnung. Wohl 
aber in Kapitel 4 
deutlicher Hin-
weis, dass das 
Potenzial des 
weiblichen Nach-
wuchses ausge-
schöpft werden 
müsse. Die Basis 
hierfür müsse in 
der Schule ge-
legt; Mädchen 
müssten verstärkt 
für Naturwissen-
schaften interes-
siert,  

Allgemeinwohl zu 
dienen und Lö-
sungsbeiträge für 
gesellschaftliche 
Herausforderun-
gen (Beispiel Kli-
mawandel, soziale 
Ungleichheit) zu 
leisten hätten.  

Energiepolitik 
und Mobilität“. 
In Kapitel 4 
steht, dass 
mehr Lei-
tungsfunktio-
nen in Hoch-
schulen und 
Forschungs-
einrichtungen 
von Frauen 
eingenommen 
werden sollen; 
zur Erreichung 
dieses Ziels 
sollen  
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Fortsetzung: 
Forschungs- und 
Technologiepolitik 

1. Eigenes Kapitel 

verbindliche Gleich-
stellungsziele zu 
knüpfen und müssten 
Genderperspektiven 
selbstverständlicher 
Bestandteil von For-
schungsfragen sein. 
Dies wird aber dann 
nicht auf den Bereich 
Technik herunter 
gebrochen. 

ein Schwer-
punkt in den 
MINT-Fächern 
gesetzt und 
dem unter-
durchschnittli-
chen Anteil von 
Frauen in wis-
senschaftlichen 
Berufen entge-
gengewirkt 
werden soll. 

Wissenschaftle-
rinnen und For-
scherinnen spezi-
fisch unterstützt 
und Barrieren bei 
der Karrierepla-
nung durch kon-
krete Angebote 
abgebaut werden. 
Und: um die For-
scherflucht zu 
stoppen, müsse 
der wissenschaft-
liche Nachwuchs, 
insbesondere 
Frauen, besser 
gefördert werden. 

 Zielvereinba-
rungen mit 
finanziellen 
Sanktions-
möglichkeiten 
abgeschlos-
sen werden. 
Der Frauenan-
teil beim wis-
senschaftli-
chen Personal 
der Hochschu-
len soll bis 
2020 auf 40% 
erhöht wer-
den. Zur Un-
terstützung 
dient ein Pro-
fessorinnen-
programm und 
ein Investiti-
onsprogramm 
für Kitas an 
Hochschulen. 
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Forschungs- und 
Technologiepolitik 

2. Genderbewusste 
Besetzung von 
Entscheidungs-
gremien / For-
schungsanträge 

 

 

Keine explizite Aussa-
ge, aber – s.o. – For-
derung nach Bindung 
der Förderung an ver-
bindliche Gleichstel-
lungs-ziele. 

Keine Aussage Keine Aussage Keine explizite 
Aussage; wohl 
aber Forderung, 
die Geschlechter-
perspektive in alle 
öffentlich geförder-
te Forschungspro-
jekte zu integrie-
ren.  

Keine 
Aussage 

WP /  
Forschungs- und 
Technologie-
politik; 
1. Spiegelpunkt  

Forschungs- und 
Technologiepolitik 

3. Gendersensible 
Expert/innen in 
Entscheidungs-
gremien / Ressour-
cenverteilung u. 
Schwerpunktset-
zung / technische 
Bildung und Aus-
bildung 

 

 

 

 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage, 
aber siehe 2. 

Keine 
Aussage 

WP / 
Forschungs- und 
Technologie-
politik; 
2. Spiegelpunkt  
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Forschungs- und 
Technologiepolitik 

4. Entscheidungs-
verfahren über 
technische Vorha-
ben für Bür-
ger/innen nachvoll-
ziehbar 

Keine explizite Aussa-
ge; die Formulierun-
gen in der Einleitung 
lässt aber vermuten, 
dass der Grüne Neue 
Gesellschaftsvertrag 
solche durchaus imp-
lizieren würde. 

Keine Aussage Keine Aussage Öffentliche und 
zivilgesellschaftli-
che Akteure wie 
Unternehmen der 
öffentlichen Da-
seinsvorsorge oder 
gemeinnützige 
Projektträger zu 
Auftraggebern für 
Forschungsleis-
tungen machen 
Verhandlungen 
über Chancen und 
Risiken von Inno-
vationen transpa-
rent und mit öffent-
lichen Beteiligung 
führen. 

Keine  
Aussage 

WP / 
Forschungs- und 
Technologie-
politik;  
3. Spiegelpunkt  

Forschungs- und 
Technologiepolitik 

5. Vermittlung techni-
schen Basiswissen 
etc. als integraler 
Bestandteil der Kul-
tur einer entwickel-
ten Industriegesell-
schaft 

Weder im Abschnitt 
„Grüne Industriepoli-
tik“ noch im Kapitel 4 
– Bildung explizit be-
nannt; es wird aber 
gefordert, dass Bil-
dung und Forschung 
auf eine nachhaltige 
Entwicklung orientiert 

Keine explizite 
Aussage – nur 
die o. e. ge-
plante Schwer-
punktsetzung in 
den MINT-
Bereichen. 

Bedingt; im Kapi-
tel 4 findet sich 
eine Aussage, 
dass in Anbet-
racht des Man-
gels an Naturwis-
senschaftlern und 
Ingenieuren das 
Interesse an ei-

Keine Aussage Keine  
Aussage 

WP / 
Forschungs- und 
Technologie-
politik;  
4. Spiegelpunkt 
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 sein soll; Wissen-
schaft und Politik hät-
ten Antworten auf ge-
sellschaftliche, ökolo-
gische und ökonomi-
sche Fragen auch mit 
Blick auf zukünftige 
Generationen zu ge-
ben. 

nem Studium 
dieser Fächer 
geweckt werden 
müsse durch 
Sonderprogram-
me und Koopera-
tionen, dass aber 
die Neugierde auf 
naturwissen-
schaftliche Zu-
sammenhänge 
bereits im früh-
kindlichen Be-
reich geweckt 
werden müsse. 

Forschungs- und 
Technologiepolitik 

6. Bereitstellung an-
gemessener Mittel 
für Risikofolgenab-
schätzung und 
Förderung des öf-
fentlichen Dialogs 
zwischen Zivilge-
sellschaft, Politik, 
Wissenschaft und 
Wirtschaft 

Keine direkt darauf 
abzielende Aussage, 
aber Unterstützung 
des Open Access im 
Wissenschafts-
bereich, also der Be-
mühungen, wissen-
schaftliche Literatur 
und wissenschaftliche 
Materialien für alle 
Nutzerinnen und Nut-
zer kostenlos im Inter-
net zugänglich zu ma-

Keine explizite 
Aussage; ein-
ziger Hinweis 
auf mögliche 
Risiken im Ka-
pitel „For-
schung.. „ 
(s.o.), dass 
„Sicherheitsfor-
schung in um-
strittenen For-
schungsberei-
chen, insbe-

Keine Aussage Keine Aussage Keine 
Aussage 

WP / 
Forschungs- und 
Technologie-
politik;  
5. Spiegelpunkt  
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chen. 

 

 

sondere in der 
grünen Gen-
technik“ ge-
braucht werde. 

Gesundheitspolitik 

1. Gesundheits-
strukturreform / 
Qualitätsver-
besserung un-
ter gender-
spezifischen 
Aspekten 

In Kapitel 3 Hinweis 
auf Genderspezifik bei 
Erkrankungen, Bewer-
tung von Krankheits-
erscheinungen und 
dem Umgang mit 
Krankheit und darauf, 
dass geschlechterge-
rechte Gesundheits- 
und Pharmaforschung 
in D noch in den Kin-
derschuhen steckt. 
Forderung nach kon-
sequenter Politik auch 
in diesem Bereich. 

 

 

Keine Aussage; 
Bekenntnis zu 
PKV; Ziel: stär-
kere Nutzung 
der gesetzli-
chen Möglich-
keiten des Zu-
sammenspiels 
von GKV und 
PKV; Ableh-
nung einer 
staatlichen 
Einheitsversi-
cherung. 

Keine Aussage, 
Kritik an Ideen 
wie Bürgerversi-
cherung und der 
Gesundheitsprä-
mie; Forderung 
nach Stärkung 
des Wettbewerbs 
mit starken priva-
ten KVen und 
Beitragsautono-
mie für die 
GKVen. 

Keine Aussage; 
Zusammenführung 
von GKV und Pfle-
geversicherung in 
eine solidarische 
Bürgerversiche-
rung, in die alle 
Berufsgruppen und 
Einkommensarten 
einbezogen wer-
den.  

Keine Aussa-
ge, Im Ab-
schnitt „Zu-
kunft der Ge-
sundheitsbe-
rufe“ ist aber 
folgender Satz 
zu finden: 
„Dem Gen-
dergedanken 
wollen wir im 
Gesundheits-
wesen durch 
geschlechter-
spezifische 
Forschung 
und Versor-
gung Rech-
nung ver-
schaffen (sic) 

 

“ 

WP / 
Gesundheits-
politik;  
1. Spiegelpunkt 
und einige gene-
relle Anmerkun-
gen 



THEMA BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

CDU FDP DIE LINKE SPD WAHLPRÜF-
STEINE DF (WP) / 
ANMERKUNGEN 

 

© Deutscher Frauenrat 2009 Wahlprogramme Parteien 2009: Prüfung anhand der Forderungen des DF Seite 19 von 21 

Gesundheitspolitik 

2. Weibliche 
Sachverständi-
ge in Gremien 

Keine explizite Aussa-
ge, wäre aber folge-
richtige Konsequenz 
aus dem o. e. Gedan-
ken. 

Keine Aussage Keine Aussage Keine explizite 
Aussage, aber im 
Frauenkapitel For-
derung nach Um-
setzung des Bun-
desgremienbeset-
zungsgesetzes. 

Keine 
Aussage 

WP / 
Gesundheits 

politik;  
2. Spiegelpunkt  

Gesundheitspolitik 

3. Ernährungsleh-
re / Kochen als 
Schulfach 

Generell Forderung 
nach Stärkung der 
Prävention ins-
gesamt. Hinweis, dass 
Prävention ein wichti-
ger Bestandteil von 
Anfang an (Kita, Schu-
le etc.). 

Keine explizite 
Aussage; aller-
dings: Forde-
rung nach 
Stärkung der 
Prävention und 
Gesundheits-
förderung all-
gemein; dafür 
klare Regelung 
der Zuständig-
keiten und Fi-
nanzierung 
nach subsidiä-
ren Prinzipien. 

Forderung nach 
zielgruppenorien-
tierter umfassen-
der Aufklärung 
über Prävention 
durch gesunde 
Ernährung, Be-
wegung und 
Vermeidung von 
Risiken, beson-
ders bei Kindern 
und sozial Be-
nachteiligten oh-
ne dass dabei die 
Schule erwähnt 
wird. 

 

 

 

Keine explizite 
Aussage, aber: 
Gesundheitsförde-
rung im Kinder- 
und Jugendalter 
unter Einbezie-
hung der Bil-
dungseinrichtun-
gen. 

Keine Aussa-
ge 

WP /  
Gesundheits-
politik;  
3. Spiegelpunkt  
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Gesundheitspolitik 

4. Bei Privatisie-
rung darauf 
achten, dass 
Versicherte mit 
geringen Ein-
kommen nicht 
unterversorgt 
werden 

Privatisierung: kein 
Thema; aber Hinweis 
bei  Prävention, dass 
die Bedürfnisse & Le-
benslagen sozial Be-
nachteiligter bes. zu 
berücksichtigen sind, 
weil sie von vielen der 
herkömmlichen Ange-
bote nicht erreicht 
werden. Lösung: Bür-
gerversicherung, in 
die alle entsprechend 
ihrer Leistungsfähig-
keit unter Berücksich-
tigung aller Einkom-
men einzahlen. 

Keine explizite 
Aussage, aber: 
Voraussetzun-
gen schaffen 
für passgenaue 
und einzelver-
tragliche Rege-
lungen, die u.a. 
regionalen Be-
sonderheiten 
Rechnung tra-
gen.  

Forderung nach 
Solidarität mit 
denjenigen, die 
krank oder behin-
dert sind; dafür 
Verpflichtung der 
Versicherer, die 
notwendige 
Grundversorgung 
ohne Risikozu-
schläge sicherzu-
stellen. Wer sich 
keine KV leisten 
kann, erhält fi-
nanzielle Unter-
stützung aus dem 
Steuer-Transfer-
System. 

Keine explizite 
Aussage, aber: 
Forderungen wie 
Abschaffung aller 
Zuzahlungen und 
der Praxisgebühr, 
Effektivität und 
Qualität nicht der 
Wirtschaftlichkeit 
unterordnen, 
Rechte von Pati-
ent/innen und 
Pflegebedürftigen 
stärken. 

Keine explizite 
Aussage;  
Bürgerversi-
cherungen bei 
Gesundheit 
und Pflege 
und Ziel: keine 
Zwei-Klassen-
Medizin, son-
dern eine gute 
Versorgung 
aller Bür-
ger/innen in 
allen Regio-
nen und Fle-
xibilisierung 
des Vertrags-
geschehens 
mit dem Ziel 
einer gleich-
mäßigen Ver-
sorgung und 
des Abbaus 
von Über- und 
Unterversor-
gung. 

 

WP /  
Gesundheits-
politik;  
4. Spiegelpunkt  
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Gesundheitspolitik 

5. Korrektur  
Pflegezeit-
gesetz /  
bezahlte Frei-
stellung 

 

Forderung einer drei-
monatigen Pflegezeit 
mit Lohnersatzleis-
tung; zur Finanzierung 
Weiterentwicklung der 
Pflegeversicherung zu 
einer Bürgerversiche-
rung. 

 

 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Bezahlte 10-
tägige Frei-
stellung für 
nahe Angehö-
rige 

WP /  
Gesundheits-
politik;  
5. Spiegelpunkt  

Gesundheitspolitik 

6. Korrektur Pfle-
gezeitgesetz / 
Ausweitung des 
Berechtigten 
kreises 

Ja, auf alle, die die 
Pflege von Angehöri-
gen oder 
Freund/innen organi-
sieren. 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussa-
ge 

WP / 
Gesundheits-
politik;  
6. Spiegelpunkt  

Gesundheitspolitik 
7. Klare Definition 

ehrenamtlichen 
Engagements 
in der Pflege 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Keine 
Aussage 

WP /  
Gesundheits-
politik;  
7. Spiegelpunkt  

 


